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Ehrenamt im Naturschutz

• ca. 15.000-20.000 Mitglieder in „primären“
Naturschutzvereinen

• weitere Mitglieder in lokalen Vereinen und 
Bürgerinitiativen

• zusätzlich nicht organisierte Aktive
• allein Mitglieder von NABU und BUND 

leisten in Brandenburg schätzungsweise 
500.000 bis 1 Mio Stunden gemeinnützige 
Arbeit im Jahr



Ehrenamtliche Aktivitäten

• Praktischer Naturschutz
• Arten- und Biotopschutz
• Erfassung von 

Grundlagendaten/Monitoring
• Umweltbildung
• Bürgerberatung in Umweltfragen
• Kinder-/Jugendarbeit
• Vollzugskontrolle





Ehrenamt im Naturschutz

• ehrenamtliches Engagement ist für die 
Umsetzung der Ziele und gesetzlichen 
Pflichtaufgaben unverzichtbar

• hohe Wertschätzung von Seiten der Politik 
und Verwaltung spürbar

• oft gute Zusammenarbeit mit Behörden



Bürgerschaftliches Engagement

• Einflussnahme auf Planung und Politik
• Verbandsbeteiligung/Verbandsklage
• Beteiligung bei Gesetzen/Verordnungen
• Lobbyarbeit auf allen Ebenen
• Kritische Pressearbeit
• Beiratstätigkeit



Bürgerschaftliches Engagement

• Erhebliche Diskrepanz zwischen 
öffentlicher Wertschätzung 
(„Sonntagsreden“) und tatsächlicher 
Unterstützung und Akzeptanz

• Fortdauernde Verschlechterung der 
Mitwirkungsmöglichkeiten durch 
Gesetzgebung und Verwaltungshandeln



Novellierung Naturschutzgesetz 
(2004)

• § 64 „Mitwirkung von Naturschutzverbänden“
ersatzlos gestrichen

• Verbandsbeteiligung reduziert 
(Vegetationsschutz)

• Wegfall des Widerspruchsrechts der 
Naturschutzbeiräte

• Naturschutzhelfer nur noch „Kann-Bestimmung“

• Naturschutzstationen nicht mehr erwähnt
• Landeslehrstätte Naturschutz nicht mehr 

erwähnt



Straßengesetz (Entwurf 2008)

• Abschaffung der schriftlichen Beteiligung 
der Naturschutzverbände 
(Planfeststellung)

• Begründung: „erheblicher 
Verwaltungsaufwand“, 
„verfassungsrechtlich nicht erforderlich“, 
„nicht nachvollziehbare Besserstellung 
gegenüber Privaten“



Straßengesetz (Entwurf 2008)

• Erörterungstermin im 
Planfeststellungsverfahren nicht mehr 
vorgeschrieben

• Begründung: erfüllt Funktion nicht, wird 
von Bürgern „dahingehend 
wahrgenommen, dass eine Einflussnahme 
nicht mehr möglich ist, eine grundlegende 
Weichenstellung zwischen Verwaltung und 
Vorhabensträger bereits stattgefunden 
hat.“



Leistungen Ehrenamtlicher 

• bringen Orts- und Fachkenntnisse in die 
Planungen ein, die bei Behörden und 
Planungsbüros oft nicht vorhanden sind

• Konflikterkennung und –bereinigung im 
Vorfeld, Qualifizierung der 
Verwaltungsentscheidungen, Findung der 
optimalen Variante

• alles kostenlos und ehrenamtlich



Leistungen Ehrenamtlicher 

• Beteiligung ist für viele Ehrenamtliche sehr 
wichtig und mit sonstigem 
Naturschutzengagement eng verbunden



Verwaltungshandeln

• Beteiligung oft nur auf geringst möglichem 
Niveau

• keine ergebnisoffene Verfahren
• Beteiligung wird zuweilen spürbar als 

lästig empfunden
• Beiräte werden abgeschafft oder nicht 

ernst genommen



Verwaltungshandeln (MLUV)

• Position des Verbändereferenten im 
Umweltministerium wurde abgeschafft

• keine regelmäßige Gesprächsebene mehr 
zwischen Hausleitung und Vereinen

• Nähe von Mitarbeitern zu Vereinen wird 
nicht mehr gerne gesehen

• insgesamt stark negative Entwicklung in 
den letzten Jahren





Finanzen

• Hauptamtliche Infrastruktur ist 
entscheidender Faktor für wirksames 
ehrenamtliches Engagement

• Hauptamtliche übernehmen „ungebliebte“
Organisationsaufgaben und motivieren zu 
Mitarbeit

• finanzielle Unterstützung setzt vielfachen 
Wert an ehrenamtlichem Potenzial frei



Finanzen

• Förderung der Vereine von 2001 bis 2003 
um fast 50 % gekürzt, seitdem konstant

• zunehmende bürokratische Hürden bei 
Beantragung und Abrechnung

• Projektbezogene Förderung widerspricht 
der Daueraufgabe „Ehrenamtsförderung“

• Steigende Risiken bei der Abdeckung 
laufender Kosten, erheblicher Aufwand



Forderungen an die Politik

• Keine Reduzierung von 
Beteiligungsrechten ohne inhaltliche 
Evaluierung

• Bürgerbeteiligung als Chance für 
Verfahrensverbesserung begreifen

• Bekenntnis zur Notwendigkeit der 
Förderung dauerhafter Strukturen für das 
Ehrenamt

• „Entbürokratisierung“ des Förderrechts



Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit!


